
CDU-Vize Armin Laschet, 55,
über die Reaktion seiner Partei
auf den Brexit und seine These
von der Notwendigkeit eines
Kerneuropas

SPIEGEL: Herr Laschet, welche
Lehren ziehen Sie aus dem
britischen EU-Referendum?
Laschet: Man kann nicht jah-
relang auf Brüssel schimpfen,
um dann kurzfristig die Posi-
tion zu wechseln, wie das
Premierminister Cameron
getan hat. Diesen Populis-
mus müssen die Briten jetzt
teuer bezahlen.
SPIEGEL: Sie haben keinen
Weckruf für Europa gehört?
Laschet: Nein. In den Neunzi-
gerjahren habe ich regelmä-
ßig an Treffen junger deut-
scher und britischer Abge-
ordneter teilgenommen. Die-
se Politikergeneration pflegt
seit dieser Zeit ihre Ressenti-
ments gegenüber Europa.
Das Referendum sagt mehr
über das Versagen der briti-
schen Eliten aus als über den
heutigen Zustand der EU. 
SPIEGEL: Ressentiment gibt es
nicht nur in Großbritannien.
Laschet: Das stimmt, aber es
hat andere Gründe. Die Sor-
gen um Sicherheit im umfas-
senden Sinne beschäftigen

viele Menschen in einer glo-
balisierten Welt. Die Popula-
rität von Donald Trump in
den USA kann man wohl
kaum mit Bürokratie in Brüs-
sel erklären.
SPIEGEL: Viele in Ihrer Partei
ziehen andere Schlüsse aus
dem Brexit. Wolfgang
Schäuble will die europäi-
sche Integration aussetzen.
Laschet: Er ist wie ich der
Meinung, dass der National-
staat viele Probleme nicht al-
lein lösen kann.
SPIEGEL: Er hat einer weiteren
europäischen Integration
eine Absage erteilt.
Laschet: Nein, er hat be-
stimmten Litaneien, hohlen
Phrasen und Theoriediskus-
sionen eine Absage erteilt.
Auf Dauer kommen wir
ohne eine Vertiefung
Europas nicht aus. Denkbar
ist, dass einige Staaten vo-
rangehen. Wir können nicht
darauf warten, bis auch der
letzte der bald 27 Mitglied-
staaten dazu bereit ist. Die
Bürger erwarten schnell Lö-
sungen für den Schutz der
Außengrenze, die Terroris-
musbekämpfung und die äu-
ßere und innere Sicherheit.
SPIEGEL: Das ist das alte Kon-
zept eines Kerneuropas.

Laschet: In diese Richtung
müssen wir gehen. Ein
 solches Kerneuropa muss
aber für alle offen sein und
darf sich nicht auf die
 Gründerstaaten beschrän-
ken. Die baltischen Länder
haben zum Beispiel großes
Interesse, mit dabei zu 
sein.
SPIEGEL: Derzeit geht es eher
in die andere Richtung: 
Das Freihandelsabkommen
Ceta mit Kanada soll jetzt
von allen nationalen Parla-
menten ratifiziert werden.

Laschet: Ich halte das für
falsch. Solche Handelsabkom-
men, die für ganz Europa gel-
ten werden, müssen vom Eu-
ropäischen Rat, also den
Staats- und Regierungschefs,
und vom Europäischen Parla-
ment beschlossen werden.
SPIEGEL: Auch die Union will,
dass der Bundestag sich mit
Ceta beschäftigt.
Laschet: Der Bundestag kann
der Bundesregierung für ihr
Abstimmungsverhalten in
Brüssel ein Votum geben.
Aber die Vorstellung, dass
eine 80-Prozent-Mehrheit
der Großen Koalition im
Bundestag bürgernäher sei
als eine Entscheidung des Eu-
ropäischen Parlaments, be-
dient genau die Anti-Brüssel-
Stimmung. Als Nächstes
kommt die Forderung nach
Volksabstimmungen auf Bun-
desebene.
SPIEGEL: CSU-Chef Horst See-
hofer erhebt sie bereits.
Laschet: Unsere repräsentati-
ve Demokratie hat sich
 bewährt. Welche Gefahren
Referenden bergen, haben
wir gerade in Großbritan-
nien gesehen, wo am Tag
nach der Wahl offen zuge -
geben wurde, dass Kernargu-
mente für den Brexit falsch
waren. Mit der CDU wird es
keine Referenden auf natio-
naler Ebene geben. ran

EU-Kommission

Mehr Deutsch
in Brüssel
Die Entscheidung der Briten,
die EU zu verlassen, hat den
Sprachenstreit in Brüssel 
neu angefacht. „Wenn Groß-
britannien die EU verlässt,
gibt es keinen Grund mehr,
die deutsche oder französi-
sche Sprache als Verfahrens-
sprachen weiter zu diskrimi-
nieren“, sagt der Vizepräsi-
dent des Deutschen Bundes-
tags, Johannes Singhammer
(CSU). Pläne der EU-Kom-
mission sehen nach Angaben
Singhammers vor, den deut-
schen Sprachdienst mit sei-
nen rund hundert Überset-
zern um etwa zehn Prozent
zu reduzieren. Gleichzeitig
stocke jedoch die Überset-

zung wichtiger Gesetzestexte
ins Deutsche. So seien die
Vorschläge der Kommission
zur Visaliberalisierung der
Türkei erst mit vier- bis fünf-
wöchiger Verzögerung in
deutscher Fassung beim Bun-
destag in Berlin eingetroffen;
die Verordnungsvorschläge
zur Neufassung der Dublin-
Regeln sollen erst Ende Juli
auf Deutsch vorliegen, ob-
wohl sie seit Anfang Mai fer-
tig sind. „Durch die unge-
wöhnlich lange Überset-
zungsdauer werden die Bera-
tungen im Bundestag erheb-
lich erschwert“, sagt der Par-
lamentsvizepräsident. Statt
bei deutschen Übersetzern
sollte die Kommission nun
lieber in der englischen Über-
setzungsabteilung mit ihren
130 Mit arbeitern sparen. mp
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„Ich halte das für falsch“
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Atomkraft

Abgebrannt
Die nordrhein-westfälische
Landesregierung unter Han-
nelore Kraft fordert Bundes-
umweltministerin Barbara
Hendricks (beide SPD) auf,
die Urananreicherungsanla-
ge in Gronau zu schließen.
Hendricks hatte sich gewei-
gert, der Fabrik die Betriebs-
genehmigung zu entziehen,
wie aus der Antwort auf
eine Anfrage der Grünen-
Bundestagsabgeordneten
Sylvia Kotting-Uhl hervor-
geht. Jetzt schrieb NRW-Um-
weltminister Johannes Rem-
mel (Grüne) an Hendricks,
die Schließung der Fabrik
entspreche der „Beschluss -
lage höchster politischer Gre-
mien“ der Republik. Ihre

Weigerung stehe im Wider-
spruch zum Atomausstieg,
den der Bundestag beschlos-
sen hat: Es sei nicht nachvoll-
ziehbar, warum Vorprodukte
für Atomkraftwerke in Gro-
nau weiterhin hergestellt
werden. Für die deutschen
AKW, die bis 2022 vom Netz
gehen, gebe es keinen Be-
darf; für den Export zu pro-
duzieren sei nicht im Sinne
des Beschlusses, mit dem 
der Bundestag auf die Atom-
katastrophe im japanischen
Fukushima im Jahre 2011
reagiert hatte. gt
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Urananlage in Gronau 


